




Warum wurde die Energieversor-
gung in Europa liberalisiert - und 
was ist am Energiesystem in Öster-
reich staatlich, was privat?

Im Trend genereller Liberalisierung 
wurde die Energieversorgung in 
den 1980er Jahren in Europa libera-
lisiert. Österreich war eines der ers-
ten Länder in Europa, die bei dieser 
Liberalisierung mitgemacht haben. 
Dabei sind Verbund und OMV teil-
staatlich: Sie wurden 1987 von SPÖ 
und ÖVP in Aktiengesellschaften 
umgewandelt und damit teilweise 
privatisiert. Viele Energieversorger 
(wie zum Beispiel Wien Energie und 
Linz AG) sind jedoch nach wie vor 
in öffentlicher Hand. 
Die Netze, durch welche die Energie 
geleitet wird, haben ein sogenanntes 
„natürliches Monopol“, und aus Ef-
fizienzgründen gibt es lediglich eine 
Netzstruktur. Deshalb sind die Net-
ze trotz Liberalisierung weiterhin 
in staatlicher Hand, und Haushalte 
erhalten eine eigene Netz-Rechnung 
(zum Beispiel von den Wiener Net-
zen, dem Stromnetz Graz oder dem 
Linz Netz).

Welche Folgen hat die Liberalisie-
rung der Energieversorgung?

Die Annahme der Liberalisierung 
war, dass durch das Prinzip der 
freien Märkte die Preise fallen. Al-
lerdings ist deutlich sichtbar, dass 
durch den Energiehandel an der 

Börse die Preise instabil sind und 
stark schwanken – wie es zuletzt in-
folge des Ukrainekriegs geschah. 
Insbesondere Konzerne, private Un-
ternehmen und Spekulant*innen 
profitieren und streifen hohe Gewin-
ne ein, während Verbraucher*innen 
durch die horrenden Preise kaum 
ihre Rechnungen bezahlen kön-
nen und eine ausreichende Ener-
giegrundversorgung oft nicht si-
chergestellt werden kann.

Wie funktioniert der Handel auf 
sogenannten Energiebörsen?

Große Stromkunden (wie In-
dustrieunternehmen oder Stadt-
werke) kaufen zwar ungefähr die 
Hälfte des Stroms direkt bei den 
Erzeuger*innen ein, die andere 
Hälfte jedoch wird an der Strombör-
se gehandelt. Dabei wird ein Teil der 
Stromkontingente auf Terminmärk-
ten in Form von „Futures” gehan-
delt. Das sind größere Pakete, die 
Stromkund*innen oft bevorzugen, 
weil sie damit die Stromversorgung 
mehrere Jahre im Voraus planen 
können. 
Weil der Stromverbrauch in der Zu-
kunft aber nicht völlig planbar ist, 
müssen die Stromkund*innen Teile 
des benötigten Stroms täglich am 
Spotmarkt, auch „Intraday-Market“ 
oder „Day-Ahead-Market“ genannt, 
zukaufen. Darüber hinaus findet 
Handel an Derivatmärkten statt.









Wie setzt sich der Energiepreis zu-
sammen?

Der Preis für Strom und Gas setzt 
sich aus dem Energiepreis, dem 
Netzentgeld sowie Steuern und Ab-
gaben zusammen. Das Netzentgelt 
erhalten die Netzbetreiber, wie zum 
Beispiel die Wiener Netze. Die Prei-
se werden von der Regulierungs-
kommission E-Control festgelegt 
und finanzieren die Erhaltung der 
Netzanlagen und regeln die Vertei-
lung der elektrischen Energie. 
Den Endverbraucher*innen werden 
zusätzlich verschiedene Steuern und 
Abgaben verrechnet, dazu gehören 
etwa Umsatzsteuern oder Erneu-
erbare-Förderkosten. Die Energie-
preise hingegen entstehen durch 
verschiedene Mechanismen.

Wie entstehen die Energiepreise 
für Strom und Gas?

Den Energiepreis erhalten die An-
bieter für die elektrische Energie, 
somit für Strom oder Gas. Am Ener-
giemarkt stehen die Energieanbieter 
untereinander im Wettbewerb und 
legen ihre Energiepreise selbst – 
also ohne staatliche Einflussnahme 
– fest. Der Energiepreis unterliegt 
Spekulationen, um möglichst hohe 
Gewinne zu erzielen.
Etwa die Hälfte des Stroms wird 
durch Langzeitverträge mit großen 
Kund*innen (Stadtwerke, Industrie-
unternehmen) gehandelt, und die 

Preise werden zu einem bestimmten 
Zeitpunkt für einen längeren Zeit-
raum festgelegt. Der restliche Strom 
wird an Spotmärkten nach dem 
Merit-Order-System täglich gehan-
delt. Der Strompreis ist dabei an den 
Gaspreis gebunden, da Gaskraftwer-
ke als teuerste Produktionsart der-
zeit meist den Marktpreis bestim-
men. Steigt der Gaspreis an, steigt 
also auch der Strompreis, selbst 
wenn sich die tatsächlichen Kosten 
der anderen Herstellungsarten nicht 
erhöhen. Der Gaspreis kann, unter 
anderem durch den Handel an den 
Derivatmärkten, stark schwanken.

Wie unterscheiden sich Energie-
märkte von anderen Märkten?

Das Stromnetz hat die Besonder-
heit, dass je nach Bedarf täglich eine 
unterschiedliche Menge an Strom 
ins Netz eingespeist werden muss. 
Diese Menge lässt sich nicht lange 
im Voraus planen. Im liberalisierten 
Strommarkt wird dieses Problem 
mit dem kurzfristigen Handel von 
Strom an den Energiebörsen gelöst.

Warum muss das Energiesystem 
grundsätzlich umstrukturiert wer-
den?

Energieversorger arbeiten gewinno-
rientiert und machen gerade in Kri-
senzeiten Rekordprofite. Die Lasten 
der steigenden Preise werden an die 











Verbraucher*innen weitergegeben. 
Es stehen also nicht eine soziale und 
ökologische Energieversorgung im 
Vordergrund, sondern die Interes-
sen mächtiger, oft fossiler Konzer-
ne. Um eine bezahlbare und öko-
logische Energieversorgung für alle 
zur Verfügung zu stellen, muss das 
Energiesystem vergesellschaftet und 
demokratisiert werden.

Was bedeutet Vergesellschaftung 
in diesem Zusammenhang?

Unter Vergesellschaftung ist vor al-
lem ein Rückgewinn der Kontrolle 
über unsere Energieversorgung zu 
verstehen. Wie viel soll Energie kos-
ten? Wofür wollen wir sie aufwen-
den? Wie wollen wir sie generieren? 
Und wer soll profitieren? 
All das muss demokratisch ent-
schieden werden. Eine Vergesell-
schaftung der Energieversorgung 
soll das erreichen. Nicht mehr die 
Interessen von Konzernen und Pro-
fitorientierung sollen ausschlagge-
bend sein, sondern die Meinung der 
Menschen, die Energie brauchen, 
um ein gutes Leben führen zu kön-
nen.
Besonders große Energieversor-
ger und Netzbetreiber sollten 
deshalb vorzugsweise im öffentli-
chen Staats- oder Kommunalbe-
sitz organisiert sein. Anzustreben 
wären zum Beispiel partizipative 
Stadtwerke, in denen demokrati-
sche und soziale Preisgestaltung, 

Nutzer*innenreferenden zu stra-
tegischen Fragen und ein nach so-
zialökologischen Kriterien zusam-
mengesetztes Kontrollgremium 
eine gemeinwohlorientierte Aus-
richtung gewährleisten. Abzuleh-
nen sind hingegen Unternehmens-
formen, die eine Mitbestimmung 
von Bürger*innen einschränken. 
Dazu braucht es die Förderung ge-
meinnütziger Versorger sowie eine 
gesetzliche Verankerung von Ver-
sorgungssicherheit, Leistbarkeit 
und Klimagerechtigkeit als obers-
tes Ziel ihrer Tätigkeit. Wir fordern 
eine demokratische Kontrolle über 
Energiekonzerne und -versorger, an 
der Beschäftigte, Zivilgesellschaft, 
Politik und Wissenschafter*innen 
gemeinsam arbeiten.

Welche Positivbeispiele für eine 
demokratische Energieversorgung 
gibt es?

Ein Positivbeispiel für eine de-
mokratische Energieversorgung 
sind beispielweise Energiegenos-
senschaften. Diese organisieren 
Energieversorgung dezentral, kon-
zernunabhängig und meistens öko-
logisch. Sie zeigen im Kleinen, dass 
eine gemeinsame Entscheidung 
über Produktion, Verteilung und 
Preise möglich ist. 
Öffentliche Eingriffe in die Preisge-
staltung wie Preisdeckel und kom-
munale Versorgungsstrukturen sind 
weitere Möglichkeiten, wie demo-







kratische Kontrolle über den Ener-
giesektor ausgeübt werden können.

Was können Landesversorger 
schon jetzt tun?

In Österreich sind viele Versor-
ger schon jetzt in öffentlicher 
Hand. Dennoch wirtschaften sie 
wie private Konzerne und wälzen 
die extrem hohen Preise auf die 
Verbraucher*innen ab. Das müss-
te nicht so sein: Landesversorger 
könnten bereits jetzt gemeinwohlo-
rientiert wirtschaften und damit so-
ziale Preise und ökologische Ener-
gieproduktion befördern, wenn sie 
nicht auf Profitmaximierung ausge-
richtet wären.

Wie stark muss Österreich den 
Energieverbrauch senken, um als 
„klimaneutral“ zu gelten?

Insgesamt muss Österreich den 
Energieverbrauch halbieren, um das 
Ziel der Bundesregierung, nämlich 
bis 2040 klimaneutral zu sein, zu er-
reichen. 
Erneuerbare Energien können der-
zeit nur die Hälfte des gegenwärti-
gen (fossilen) Energieverbrauches 
decken, deshalb braucht es wei-
terhin einen massiven Ausbau der 
erneuerbaren Energien und ein 
Energieeffizienzgesetz, um den Ver-
brauch weiter zu senken. Außerdem 
muss der Import klimaschädlicher 

fossiler Energieträger herunterge-
fahren werden - immerhin decken 
diese zwei Drittel der in Österreich 
verbrauchten fossilen Energiemenge. 
Damit könnte die österreichische 
Energieversorgung auch unabhän-
gig von autoritären Staaten wie 
Russland oder Saudi-Arabien sowie 
von der Profitgier mächtiger fossiler 
Konzerne werden.

Warum ist es nicht okay, Energie 
aus anderen Ländern - insbeson-
dere des Globalen Südens - zu im-
portieren?

Der Import von Energie aus Län-
dern des Globalen Südens geht oft 
mit Menschenrechtsverletzungen, 
der Zerstörung wertvoller Ökosys-
teme und der Verstärkung beste-
hender Machtverhältnisse einher. 
Das gilt nicht nur für den Import 
von fossilen Energieträgern wie 
Erdgas oder Öl, sondern gerade 
auch für die sogenannten erneuer-
baren Energieträger. 
Denn für die Energiewende im glo-
balen Norden werden seltene Erden 
und wertvolle Rohstoffe wie Kupfer, 
Kobalt oder Lithium für Batterien 
benötigt. Diese werden in vielen 
Fällen unter menschenunwürdigen 
Bedingungen abgebaut – oftmals 
sogar in indigenen Territorien ohne 
ausreichende Aufklärung über öko-
logische Schäden. In Zukunft sollen 
vermehrt auch Solarpanels, Wind-
parks und Elektrolyseanlagen für 









die Wasserstoffproduktion in vie-
len Ländern des Globalen Südens 
gebaut werden. Allerdings ist etwa 
der Transport von Wasserstoff meist 
mit hohem Energieverbrauch und 
CO2-Emmissionen verbunden, und 
meistens kann die lokale Bevölke-
rung vor Ort nicht davon profitie-
ren.

Für die Erreichung der Klimaziele 
reicher Industriestaaten wie Öster-
reich werden andernorts Regenwäl-
der gerodet, Menschen umgesiedelt 
und wertvolles Trinkwasser abge-
pumpt oder verunreinigt. Besonders 
fossile Industrie aus dem globalen 
Norden, die fürchtet, Marktanteile 
zu verlieren und Gewinne durch die 
Energiewende einzubüßen, inves-
tiert in solche Projekte und schreibt 
somit koloniale Verhältnisse fort. 
Diesem Energieimperialismus mit 
grünem Anstrich setzen wir eine 
demokratisch gestaltete, dezentrale 
Produktion von Erneuerbarer Ener-
gie in Österreich entgegen.
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